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China in »Partnerschaft und Konkurrenz«
Am Mittwoch beginnt in Peking der 19. Kongress der Kommunistischen Partei
In Peking sind die letzten Vorbe-
reitungen für das wichtigste politi-
sche Treffen seit fünf Jahren abge-
schlossen.

Von Werner Birnstiel

Parteitage werden gern als historisch
tituliert; ob das wirklich zutrifft, ist
danndie Frage.Auf jedenFall aberwill
der 19. Parteitag der Kommunisti-
schen Partei Chinas (KPCh) ab Mitt-
woch in Peking Wege aufzeigen, die
Chinas Entwicklung inRichtung »Zwei
Mal 100 Jahre« vorgeben. Übersetzt
heißt da: Im derzeitigen »Anfangs-
stadium des Sozialismus chinesischer
Prägung« bis zum 100. Gründungstag
der Partei am 1. Juli 2021 soll der
»Aufbau einer Gesellschaft mit be-
scheidenem Wohlstand umfassend
vollendet« sein – um dann bis zum
100. Jahrestag der Gründung der
Volksrepublik am1.Oktober 2049 den
Aufbau eines »modernen sozialisti-
schen Landes, das reich, stark, de-
mokratisch, kultiviert und harmo-
nisch ist« imWesentlichen abzuschlie-
ßen. Außenpolitisch ist absehbar,
dass auf dem Parteitag dabei die fünf
wichtigsten Entwicklungsstrategien
der KPCh für die nächsten fünf Jahre
zunehmend enger mit den innenpo-
litischen Zielen verknüpft werden:
Innovation, Reform, Öffnung nach
außen, Umweltschutz, soziale Teil-
habe.
Der Forderung an Peking, als

Großmacht bei der Gestaltung der
Globalisierung mehr Verantwortung
zu übernehmen, war ZK-Generalse-
kretär Xi Jinping in seiner Rede auf
dem Weltwirtschaftsforum in Davos
im Januar noch zögerlich begegnet.
Den G20-Gipfel in Hamburg Anfang
Juli bewertete man dann positiv – Xi
Jinping konnte Chinas Vorstellungen
von »Global Governance« in der mul-
tipolaren Welt von heute auf höchs-
ter Ebene einbringen. Das war prak-
tisch auch gegen die rüden Attacken
von US–Präsident Donald Trump ge-
richtet. Und die Dialektik der Ge-
schichte will, dass Trump nun un-
mittelbar nach dem Parteitag Anfang
November zum Staatsbesuch nach
Peking kommt.

Dann wird Chinas Führung im di-
rekten Gespräch Trumps Konfronta-
tionspolitik unmissverständlich ab-
lehnen und ihren Willen zur Zusam-
menarbeit betonen. Denn auch für die
nächsten Jahre gilt: Die USA bleiben
für Peking die wichtigste Großmacht,
gefolgt von der EU und Russland. Die
strategische Partnerschaft mit Mos-
kau ist seit dem 18. KPCh-Parteitag
2012 spürbar ausgeweitet und ver-
tieft worden, stößt aber an Grenzen
– bedingt durch Russlands relative

ökonomische Schwäche. Man geht in
Peking davon aus, dass sie auch in den
nächsten Jahren Umfang und Quali-
tät der Kooperation beschränken
wird.
Viel mehr noch geht es der KPCh

aber strategisch und aktuell darum,
durch den »Aufbau des Wirtschafts-
gürtels entlang der Seidenstraße und
der maritimen Seidenstraße des 21.
Jahrhunderts« (Ein Gürtel, eine Stra-
ße) ein neues internationales Bezie-
hungsgeflecht zu schaffen. Xi Jinping

und Ministerpräsident Li Kequiang
hatten die Initiative im Herbst 2013
angeschoben. Mittlerweile begann
der Aufbau von sechs ökonomischen
Korridoren, durch die eine neue, geo-
politisch wirksame Friedens-, Ent-
wicklungs- und Sicherheitsstruktur
geschaffen werden soll. Dazu gehö-
ren der Aufbau einer neuen Eurasi-
schen Landbrücke, die ökonomi-
schen Korridore China-Mongolei-
Russland, China-Zentralasien-West-
asien, China-Indochinesische Halbin-

sel, China-Pakistan und China-Indi-
en-Myanmar. Wunder darf man nicht
erwarten, es ist ein Projekt des 21.
Jahrhunderts und darüber hinaus.
Aber es sind politische und öko-

nomische Instrumentarien geschaf-
fen worden, mit denen die Ziele
schrittweise erreicht werden können.
Die offizielle Gründung der Asiati-
schen Infrastruktur-Investitionsbank
(AIIB) im Dezember 2015 war einer
der Meilensteine. Washington und
Tokio wüteten. Bemerkenswert je-
doch, dass London, Paris wie Berlin
Gründungsmitglieder der AIIB wur-
den und Deutschland nach China, In-
dien und Russland der viertgrößte
Anteilseigner mit 4,1 Prozent Stim-
menanteil und etwa 4,5 Milliarden
Dollar Kapitaleinlage ist.
Es ist zu erwarten, dass der Par-

teitag die Kooperation der sogenann-
ten BRICS–Staaten als langfristig glo-
bal wirksame Allianz hoch bewerten
wird. Dabei soll die Zahl dieser öko-
nomisch und politisch aufstrebenden
Staaten undWachstumsmärkte durch
Hinzuziehung von Ländern aus Süd-
ost- und Zentralasien sowie Latein-
amerika wachsen. Im Kern geht es Pe-
king um die Durchsetzung friedlicher
Koexistenz – ohne es unbedingt di-
rekt so zu benennen.
In der Korea-Frage wird China mit

Russland auf eine »zweifache Unter-
lassung« drängen – dass Nordkorea
auf seine Atomwaffen- und Raketen-
tests verzichtet, während die USA und
Südkorea ihre Militärmanöver zeit-
weilig aussetzen. Ein »zweifaches Vo-
rantreiben« hat zugleich längerfristig
eine atomwaffenfreie Koreanische
Halbinsel zum Ziel sowie den Aufbau
eines stabilen Friedensmechanismus
in der Region. Denn der fehlt bislang
völlig. Man kann davon ausgehen,
dass der 19. Parteitag der KP Chinas
die globale Leitlinie »Frieden und
Entwicklung« betonen wird. Ent-
scheidend ist dabei, dass die eigene
Interessenwahrnehmung immer auch
bedeutet, Politik in »Partnerschaft
undKonkurrenz« durchzusetzen – das
jedoch nichtmilitärisch und, schwie-
rig genug, möglichst als partner-
schaftliche Win-Win-Situation für al-
le Beteiligten.

Auf dem Platz des Himmlischen Friedens in Peking Foto: dpa/Kyodo

Macron will nicht »Präsident der Reichen« sein
Erstmalig gab der französische Präsident ein ausführliches TV-Interview und erklärte seine Pläne für das Land

Um schlechten Umfragewerten ent-
gegenzuwirken, gab Macron am
Sonntag ein erstes ausführliches
Interview im französischen TV. Dort
erläuterte er weitere Schritte sei-
ner Wirtschaftspolitik..

Von Ralf Klingsieck, Paris

Präsident Emmanuel Macron hat am
Sonntagabend erstmals ein Interview
für einen französischen Fernsehsen-

der gegeben. Dabei wählte er nicht
das öffentlich-rechtliche Fernsehen,
sondern den Privatsender TF1. Bis-
her hatte Macron, um sich von sei-
nem extrem medienaktiven Vorgän-
ger François Hollande abzusetzen,
nur mit einigen wenigen Zeitungen
und Zeitschriften sowie mit dem US-
amerikanischen TV-Sender CNN ge-
sprochen. Dass er sein Vorhaben, sich
bewusst rar zu machen, jetzt selbst
durchbricht, ist wohl als Versuch zu
deuten, den dramatischen Rückgang
seiner Beliebtheitswerte bei Umfra-
gen aufzuhalten.
Vor allem will Macron der immer

lauteren Kritik entgegentreten, er
sei ein »Präsident der Reichen«. So
verwies er gleich zu Beginn des In-
terviews darauf, dass er die in den
ersten fünf Monaten seiner Amts-
zeit eingeleiteten Reformen und
Maßnahmen bereits alle im Präsi-
dentschaftswahlkampf angekündigt
habe und dass ihn die Mehrheit der
Franzosen dafür gewählt haben.
»Ich habe gesagt, was ich machen
werde und ich mache jetzt, was ich
gesagt habe«, betonte er. Auf die-
sem Weg werde er entschlossen
weitergehen. »Ich bin gewählt wor-
den, um Frankreich gründlich zu
verändern und voranzubringen.«
Das sei dringend nötig, weil die ver-
antwortlichen Politiker seit vielen
Jahren keine echten Reformen an-
zupacken gewagt hätten, so Ma-
cron, und vor jedem Widerstand zu-
rückgewichen seien.
Auf die Frage, ob er durch gele-

gentliche grobe Worte – etwa wenn
er von »Faulpelzen« und »Chaoten«
spricht oder Arbeitslosen mangelnde
Eigeninitiative vorwirft – nicht sozial
benachteiligte Menschen brüskiere,
antwortete Macron: »Ich will nie-
manden verletzten, aber ich spreche

die Dinge mit klaren und für jeder-
mann verständlichen Worten an. Ich
mag jene Politiker nicht, die um die
Sache herumreden.«
Die weitgehende Abschaffung der

Vermögenssteuer ISF habe zum Ziel,
Investitionen in die Wirtschaft und
deren Aufschwung zu fördern, er-
klärte Macron. Seine Wirtschafts-
politik gliedere sich in drei Etap-
pen: In der ersten, die bereits mit
Regierungsdekreten eingeleitet sei,
werde das Arbeitsrecht und damit

der Arbeitsmarkt vereinfacht. Da-
durch sollen sich vor allem für klei-
ne und mittlere Unternehmen die
Rahmenbedingungen verbessern,
was innerhalb von zwei Jahren zu
einer spürbaren Senkung der Ar-
beitslosigkeit führen werde. Die
zweite Etappe, so Macron in dem In-
terview, sieht die Veränderungen
der Aus- und Weiterbildung und der
Arbeitslosenversicherung vor. Es
gelte, die Lehre aufzuwerten und
Ausbildungsbetriebe zu fördern.
Wer studieren will, solle schon Jah-
re vor dem Abitur orientiert wer-
den, um die heute hohe Zahl der
Studienabbrüche zu senken.
In der dritten Etappe wolle er, so

Macron, durch entsprechend verän-
derte Gesetze und den Dialog der
Sozialpartner erreichen, dass er-
folgreiche Unternehmen ihre Be-

schäftigten angemessen am Gewinn
beteiligen.
Auf administrative und polizeili-

che Pannen im Zusammenhang mit
dem jüngsten Terroranschlag in Mar-
seille angesprochen, wo der Attentä-
ter trotz vielfacher Vorstrafen und
fehlender Aufenthaltsgenehmigung
nur Stunden vor der Attacke aus dem
Polizeigewahrsam entlassen worden
war, versicherte Macron, dass Lehren
gezogen würden. So sollen ab sofort
Ausländer, die sich illegal im Lande
aufhalten und kriminell geworden
sind, unverzüglich abgeschoben wer-
den. Um das zu sichern, sollen ent-
sprechende Übereinkommen mit den
Herkunftsländern neu verhandelt
werden.
Zur Außen- und Sicherheitspolitik

erklärte der Präsident, er lasse sich
»vom Sicherheitsbedürfnis der Fran-
zosen leiten, um das es beim Kampf
gegen den Terrorismus im Nahen Os-
ten und in Afrika geht«. Wenn keine
echte Zusammenarbeit mit den Län-
dern zustande komme, »müssen wir
uns auf eine beispiellose Fluchtwelle
in Richtung Europa gefasst machen«,
sagte er.
Macron versicherte zudem, dass er

im Kontakt mit Donald Trump trotz
dessen »ungewöhnlicher Persönlich-
keit« nie vergesse, dass die USA zu
Frankreichs wichtigsten Freunden
zählen und das oft unter Beweis ge-
stellt haben. »Ich bin und bleibe im
Gespräch mit ihm und habe ihm zum
Iran erklärt, dass es die falsche Me-
thode ist, Brücken abzubrechen und
die Gegenseite zu brüskieren«, sagte
Macron zum Streit um das Atomab-
kommen mit Iran. So ein Verhalten
habe bei Nordkorea letztlich nur da-
zu geführt, dass dieses Land unbere-
chenbar geworden und heute im Be-
sitz von Atomwaffen sei.

»Ich habe gesagt,
was ich machen werde
und ich mache jetzt,
was ich gesagt habe.«
Emmanuel Macron

Südkorea und
USA im
Seemanöver
US-Außenminister Tillerson:
Diplomatische Lösung mit
Nordkorea möglich

Seoul. Inmitten des verschärften
Konflikts um Nordkoreas Atom-
programm haben die Streitkräfte
der USA und Südkoreas ein gro-
ßes Seemanöver vor der Küste der
koreanischen Halbinsel begon-
nen. An dem fünftägigen Manö-
ver werden sich etwa 40 Marine-
schiffe einschließlich des Flug-
zeugträgers USS Ronald Reagan
sowie zweier US-Zerstörer betei-
ligen, wie ein Sprecher des Ver-
teidigungsministeriums in Seoul
am Montag mitteilte. Nach Anga-
ben der 7. Flotte der US-Kriegs-
marine soll die Übung »einen
sichtbaren und koordinierten Ein-
satz der Allianz« demonstrieren.
Die Übungen sollen sowohl im Ja-
panischen Meer (koreanisch: Ost-
meer) als auch imGelbenMeer vor
der Westküste stattfinden. Beide
Verbündeten halten regelmäßig
gemeinsame Übungen zu Wasser,
Land und in der Luft ab. Nordko-
rea wirft den USA vor, durch ihre
Manöver mit Südkorea einen An-
griff vorzubereiten, was beide
Länder bestreiten. Derweil hat US-
Außenminister Rex Tillerson be-
tont, Präsident Donald Trump ei-
ne diplomatische Lösung im Kon-
flikt um Nordkoreas Atom- und
Raketenprogramm wolle. »Diese
diplomatischen Bemühungen
werden weitergehen, bis die erste
Bombe fällt«, sagte Tillerson dem
Sender CNN. Trump hatte mehr-
fach mit Alleingängen gegen die
kommunistische Führung in
Pjöngjang gedroht. dpa/nd
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Manila: Militär bestätigt
Tod von IS-Führern
Marawi. Das philippinische Mili-
tär hat bei Kämpfen gegen den Is-
lamischen Staat (IS) zwei mut-
maßliche Anführer der Terrormi-
liz getötet. Das bestätigte Vertei-
digungsminister Delfin Lorenzana
am Montag. Bei den Kämpfen sei-
en demnach 17 Geiseln befreit
worden. Lorenzana geht davon
aus, den Konflikt in der südphi-
lippinischen Stadt Marawi bald
beenden zu können. Hapilon und
Maute gelten als zwei der letzten
verbliebenen Rebellenführer des
IS auf den Philippinen. Die Ter-
rormiliz liefert sich seit Monaten
Kämpfe gegen Regierungstruppen
in Marawi. Seitdem sind mehr als
1000 Menschen getötet worden,
mehr als eine halbe Million der
Einwohner mussten ihr Zuhause
verlassen. dpa/nd

Neuer Anlauf für
Gespräche mit Taliban
Kabul. Nach langer Pause unter-
nehmen Afghanistan, Pakistan,
China und die USA einen neuen
Anlauf zur Vorbereitung von Frie-
densgesprächen mit den radikal-
islamischen Taliban. Das eintägi-
ge Treffen begann am Montag in
Maskat, der Hauptstadt desOman,
bestätigte ein Sprecher des Kabu-
ler Außenministeriums. Die Tali-
ban sind wie bei den bisherigen
Runden nicht eingeladen. Der-
weil soll Russland sie nach einem
Bericht der »Times« mit Diesel-
lieferungen im Wert von 2,5 Mil-
lionen Dollar monatlich unter-
stützen. Die britische Zeitung zi-
tiert einen anonymen Taliban-
Schatzmeister, dem zufolge rus-
sische Geheimdienstmitarbeiter
seit etwa 18 Monaten Tankwagen
über die Grenze mit Usbekistan
schicken. Die Taliban erklären of-
fiziell, keine Hilfe zu bekommen.
Auch russische Politiker weisen
die Vorwürfe zurück. Wie der
Sender 1TV am Montag berichte-
te, seien in den vergangenen Jah-
ren »bis zu 203 afghanische Dip-
lomaten« nach Ende ihres Aus-
landseinsatzes nicht heimge-
kehrt«. Die meisten hätten im
Gastland oder einem anderen
Land um Asyl ersucht. dpa/nd

Israel: Siedlungsprojekt
in Givat Hamatos
Jerusalem. Israel hat ein umstrit-
tenes Siedlungsbauprojekt im
Südosten Jerusalems wieder auf-
genommen. Eine Sprecherin der
israelischen Organisation Peace
Now kritisierte die Pläne zum Bau
von 1600 Wohneinheiten in Givat
Hamatos am Montag scharf. Das
Bauprojekt beweise, dass Minis-
terpräsident Benjamin Netanjahu
»entschlossen ist, jede Chance auf
eine friedliche Zwei-Staaten-Lö-
sung zu zerstören«. Gebaut wer-
den soll auf einem Gebiet, das die
Palästinenser als Teil ihres Staa-
tes beanspruchen. dpa/nd
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